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§ 1 Allgemeine Bestimmungen

(1) Diese Bedingungen regeln die All-
gemeinen Bedingungen, zu denen die 
Stadtwerke Landshut den Anschluss an 
ihr Elektrizitätsverteilnetz für Kundenan-
lagen zur Entnahme von Elektrizität zur 
Verfügung stellen, soweit dies nicht in 
den Anwendungsbereich der Niederspan-
nungsanschlussverordnung (NAV) fällt. 
Nicht Gegenstand dieser Bedingungen ist 
die Herstellung und Änderung des Netzan-
schlusses sowie die Regelung der Netznut-
zung und der Lieferung oder Einspeisung 
von elektrischer Energie. Hierüber sind ggf. 
separate Verträge zu schließen.

(2) Die Stadtwerke Landshut sind ein kom-
munaler Eigenbetrieb der Stadt Landshut 
(vgl. Art. 88 Bayerische Gemeindeord-
nung) mit Sitz in Landshut, Amtsgericht 
Landshut HRA 8267. Die (ladungsfähige) 
Anschrift der Hauptverwaltung lautet 
Christoph-Dorner-Str. 9, 84028 Landshut. 
Die Hauptgeschäftsfelder der SWL sind 
neben der Energieversorgung die Wärme- 
und Wasserversorgung, die Abwasserent-
sorgung sowie der Betrieb öffentlicher 
Bäder und des städtischen ÖPNV.

(3) Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Anschlussnehmers bzw. des Anschluss-
nutzers werden, auch bei Kenntnis des 
Netzbetreibers, nicht Vertragsbestandteil, 
es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrück-
lich schriftlich zugestimmt.

(4) Die Stadtwerke Landshut sind berech-
tigt, in Form von Technischen Anschluss-
bedingungen (TAB) weitere technische 
Anforderungen an den Netzanschluss und 
andere Anlagenteile sowie an den Betrieb 
der Kundenanlage einschließlich der 
Eigenanlage festzulegen, soweit dies aus 
Gründen der sicheren und störungsfreien 
Versorgung, insbesondere im Hinblick auf 
die Erfordernisse des Verteilernetzes, not-

wendig ist. Diese Anforderungen müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Allgemeinen Bedingungen 
bedeutet:

1. �Allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik im Sinne dieser Bedingungen sind 
neben den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen, Verwaltungsvorschrif-
ten und DIN-Normen insbesondere die 
technischen Regeln des Verbandes der 
Elektrotechnik Elektronik Informations-
technik e. V. (VDE) und  die Richtlinie 
„Technische Anschlussbedingung für 
den Anschluss an das Mittelspannungs-
netz – TAB 2008“ des Bundesverbandes 
der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 
(BDEW) in ihrer jeweils aktuellen und 
u.a. auf den Internetseiten des VDE  und 
des Netzbetreibers veröffentlichten 
Fassung. Die Einhaltung der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik wird 
gemäß § 49 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EnWG 
vermutet, wenn die vorgenannten 
Bestimmungen eingehalten worden 
sind. Das Zeichen einer akkreditierten 
Prüfstelle (z. B. VDE-Zeichen, GS-Zeichen 
oder CE-Zeichen) bekundet unterstüt-
zend, dass diese Voraussetzungen 
erfüllt sind; Materialien und Geräte, 
die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder der Türkei oder 
einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Freihandelsassoziation, der Vertragspar-
tei des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum ist, rechtmäßig 
hergestellt oder in den Verkehr gebracht 
worden sind und die den vorgenannten 
technischen Spezifikationen nicht ent-
sprechen, werden einschließlich der von 
den vorgenannten Staaten durchgeführ-
ten Prüfungen und Überwachungen als 
gleichwertig behandelt, wenn mit ihnen 

das geforderte Schutzniveau gleicher-
maßen dauerhaft erreicht wird;

2. �Anschlussnutzer ist jedermann im Sinne 
des § 17 EnWG, der einen Netzanschluss 
an das Elektrizitätsverteilernetz des 
Netzbetreibers zum Zweck der Entnah-
me von Elektrizität nutzt;

3. �Elektrizitätsverteilnetz im Sinne dieser 
Bedingungen ist das Stromversor-
gungsnetz des Netzbetreibers, soweit 
es nicht in den Anwendungsbereich der 
Niederspannungsanschlussverordnung 
(NAV) fällt;

4. �Kundenanlagen sind Energieanlagen 
des Anschlussnutzers zur Abgabe von 
Energie, die sich hinter der vertraglich 
vereinbarten Eigentumsgrenze auf 
einem räumlich zusammengehören-
den Gebiet befinden, mit dem Elekt-
rizitätsverteilnetz des Netzbetreibers 
verbunden sind, für die Sicherstellung 
eines wirksamen und unverfälschten 
Wettbewerbs bei der Versorgung mit 
Elektrizität unbedeutend sind und 
jedermann zum Zwecke der Belieferung 
der angeschlossenen Letztverbraucher 
im Wege der Durchleitung unabhängig 
von der Wahl des Energielieferanten 
diskriminierungsfrei und unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt werden (vgl. § 3 
Nr. 24a EnWG).

5. �Netzanschluss ist die Verbindung 
des Elektrizitätsverteilnetzes mit der 
Kundenanlage des Anschlussnehmers. 
Sofern keine abweichende Vereinba-
rung getroffen wird, beginnt er für 
Mittelspannung an der Abzweigstelle 
des Mittelspannungsnetzes und endet 
mit den Kabelendverschlüssen, dem 
Sammelschienenabzweig oder dem 
Übergabeschaltfeld.

6. �Netzbetreiber im Sinne dieser Bedin-
gungen und gemäß § 3 Nr. 3 EnWG 
verantwortlich für die Verteilung 
von Elektrizität und den Betrieb, die 
Wartung sowie erforderlichenfalls den 
Ausbau des eigenen Verteilernetzes 
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und gegebenenfalls der Verbindungs-
leitungen zu anderen Netzen sind die 
Stadtwerke Landshut (s. § 1 Abs. 2).

§ 3 Pflichten des Netzbetreibers 

(1) Der Netzbetreiber ist bei Bestehen 
eines Anschlussnutzungsverhältnisses 
verpflichtet, dem Anschlussnutzer in dem 
im Netzanschlussverhältnis vorgesehenen 
Umfang die Nutzung des Netzanschlusses 
jederzeit zu ermöglichen. Dies gilt nicht, 
soweit und solange der Netzbetreiber 
hieran durch höhere Gewalt oder sonstige 
Umstände, deren Beseitigung ihm im Sin-
ne des § 17 Abs. 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist.

(2) Die Anschlussnutzung hat zur Voraus-
setzung, dass der Gebrauch der Elektrizität 
mit einem Verschiebungsfaktor zwischen 
cos phi = 0,9 kapazitiv und 0,9 induktiv er-
folgt. Anderenfalls kann der Netzbetreiber 
den Einbau ausreichender Kompensations-
einrichtungen verlangen.

(3) Der Netzbetreiber hat Spannung und 
Frequenz möglichst gleichbleibend zu 
halten. Allgemein übliche Verbrauchsgerä-
te und Stromerzeugungsanlagen müssen 
einwandfrei betrieben werden können. 
Stellt der Anschlussnutzer Anforderun-
gen an die Stromqualität, die über die 
Verpflichtungen nach den Sätzen 1 und 
2 hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, 
innerhalb seines Bereichs Vorkehrungen 
zum störungsfreien Betrieb seiner Geräte 
und Anlagen zu treffen.

§ 4 Pflichten des Anschlussnutzers

(1) Die Kundenanlage ist vom Anschluss-
nutzer so zu betreiben, dass 

1. �Störungen anderer Anschlussnehmer 
oder -nutzer und störende Rückwirkun-
gen auf Einrichtungen des Netzbetrei-
bers oder Dritter ausgeschlossen sind, 

2. �der Betrieb von Tonfrequenz-Rundsteu-
ereinrichtungen des Netzbetreibers oder 
von galvanisch damit gekoppelten Net-
zen nicht beeinträchtigt wird (erforder-
lichenfalls wird der Anschlussnehmer 
auf Aufforderung des Netzbetreibers auf 
seine Kosten eigene Tonfrequenzsperren 
einbauen) und 

3. �der Gebrauch der Elektrizität mit einem 
Verschiebungsfaktor zwischen cos.= 
[0,9] kapazitiv und [0,9] induktiv erfolgt. 
Erforderlichenfalls muss der Anschluss-
nutzer auf eigene Kosten ausreichend 
Kompensationseinrichtungen einbauen. 
Andernfalls kann der Netzbetreiber eine 
Pönale für die zusätzliche Inanspruch-
nahme von Blindleistung und den 
Gebrauch an zusätzlicher Blindarbeit in 
Rechnung stellen, soweit dies rechtlich 
zulässig ist.

(2) Der Anschlussnutzer wird ausschließ-

lich zugelassene und geprüfte Verbrauchs-
geräte benutzen und keinerlei Verän-
derungen oder Einwirkungen an dem 
Netzanschluss und den Messeinrichtun-
gen vornehmen. Der Betrieb bestimmter 
Verbrauchsgeräte kann von der vorherigen 
Zustimmung des Netzbetreibers abhän-
gig gemacht werden. Die Zustimmung 
darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluss eine sichere und störungsfreie 
Versorgung gefährden würde.

(3) Erweiterungen und Änderungen von 
Anlagen sowie die Verwendung zusätzli-
cher Verbrauchsgeräte sind dem Netzbe-
treiber mitzuteilen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung erhöht oder 
mit Netzrückwirkungen zu rechnen ist. 
Nähere Einzelheiten über den Inhalt der 
Mitteilung kann der Netzbetreiber regeln.

(4) Vor der Errichtung einer Eigener-
zeugungsanlage hat der Anschlussnut-
zer dem Netzbetreiber Mitteilung zu 
machen. Der Anschlussnutzer hat durch 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigenerzeugungsanlage 
keine schädlichen Rückwirkungen in das 
Elektrizitätsverteilnetz möglich sind. Der 
Anschluss von Eigenanlagen ist mit dem 
Netzbetreiber abzustimmen. Dieser kann 
den Anschluss von der Einhaltung der von 
ihm festzulegenden Maßnahmen zum 
Schutz vor Rückspannungen abhängig 
machen.

(5) Um unzulässige Rückwirkungen auf 
Einrichtungen des Netzbetreibers oder 
Dritter auszuschließen, ist der Netzbetrei-
ber berechtigt, die Kundenanlage auch 
nach ihrer Inbetriebsetzung zu über-
prüfen. Er hat den Anschlussnutzer auf 
erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam 
zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen.

(6) Der Netzanschluss muss frei zugäng-
lich und vor Beschädigungen geschützt 
sein. Er darf insbesondere nicht überbaut 
und nicht mit tiefwurzelnden Gewächsen 
überpflanzt werden. Der Anschlussnutzer 
darf keine Einwirkungen auf den Net-
zanschluss vornehmen oder vornehmen 
lassen. Jede Beschädigung des Netzan-
schlusses, insbesondere ein Schaden an 
der Hausanschlusssicherung oder das 
Fehlen von Plomben, ist dem Netzbetrei-
ber unverzüglich mitzuteilen.

§ 5 Messstellenbetrieb und Messung

(1) Für den Ein- und Ausbau, den Betrieb 
und die Wartung sowie die Festlegung 
von Art, Zahl und Größe der Mess- und 
Steuereinrichtungen (Messstellenbetrieb) 
nach Maßgabe von § 3 und § 8 des Mess-
stellen-betriebsgesetzes (MsbG) ist unter 
Berücksichtigung der vom Netzbetreiber 
aufgestellten technischen Mindestan-
forderungen der Messstellenbetreiber 
zuständig. Dieser führt auch die Messung 

(Ab- und Auslesung sowie Weitergabe der 
Daten an die Berechtigten) der gelieferten 
elektrischen Energie durch.

(2) Soweit keine anderweitige Verein-
barung im Sinne von § 5 und § 6 MsbG 
getroffen wurde, eine solche Vereinbarung 
endet oder der Messstellenbetreiber 
ausfällt, ohne dass zum Zeitpunkt der 
Beendigung oder des Ausfalls ein Dritter 
den Messstellenbetrieb und die Messung 
übernimmt, ist der Netzbetreiber gem. § 
18 MsbG zur Übernahme des Messstellen-
betriebes berechtigt und verpflichtet.

(3) Ist der Netzbetreiber gemäß Absatz 2 
der Messstellenbetreiber, gelten die nach-
folgenden Regelungen: 

1. �Sämtliche Mess- und Steuereinrichtun-
gen stellt der Netzbetreiber; sie verblei-
ben in dessen Eigentum.

2. �Der Anschlussnutzer haftet für das Ab-
handenkommen und die Beschädigung 
von Mess- und Steuereinrichtungen des 
Netzbetreibers. Dies gilt nicht, soweit 
ihn hieran kein Verschulden trifft.

3. �Messeinrichtungen mit Registrierung 
der Lastgangwerte werden monatlich 
ab- bzw. ausgelesen. Die Ablesetermine 
werden vom Netzbetreiber festgelegt. 
Fordert der Anschlussnutzer weitere 
Ablesungen, so sind diese dem Netzbe-
treiber gesondert zu vergüten.

4. �Vom Anschlussnutzer gewünschte 
Datenübermittlungen, wie z. B. die vom 
Netzbetreiber ermittelten Zählwer-
te oder Lastgänge, werden von dem 
Netzbetreiber außerhalb seiner beste-
henden Verpflichtungen im Rahmen 
des technisch Möglichen erbracht. Der 
Netzbetreiber kann hierfür ein Entgelt 
verlangen.

(4) Die Bestimmungen des MsbG bleiben 
im Übrigen unberührt.

§ 6 Zutrittsrecht und Grundstücks- 
benutzung

(1) Anschlussnutzer haben dem mit 
einem Ausweis versehenen Beauftragten 
des Netzbetreibers den Zutritt zu ihren 
Räumen zu gestatten, soweit dies für die 
Prüfung der technischen Einrichtungen 
oder zur Wahrnehmung sonstiger Rechte 
und Pflichten gemäß diesem Vertrag, 
behördlichen Anweisungen oder gesetzli-
chen Bestimmungen erforderlich ist.

(2) Anschlussnutzer, die Grundstücks-
eigentümer sind, haben für Zwecke der 
örtlichen Versorgung (Niederspannungs- 
und Mittelspannungsnetz) das Anbringen 
und Verlegen von Leitungen zur Zu- und 
Fortleitung von Elektrizität über ihre im 
Gebiet des Elektrizitätsversorgungsnetzes 
der allgemeinen Versorgung liegenden 
Grundstücke, ferner das Anbringen von 
Leitungsträgern und sonstigen Einrich-
tungen sowie erforderliche Schutzmaß-
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nahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese 
Pflicht betrifft nur Grundstücke, 

1. �die an das Elektrizitätsversorgungsnetz 
angeschlossen sind,

2. �die vom Eigentümer in wirtschaftlichem 
Zusammenhang mit einem an das Netz 
angeschlossenen Grundstück genutzt 
werden oder

3. �für die die Möglichkeit des Netzanschlus-
ses sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist.

Sie besteht nicht, wenn die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Eigentümer 
mehr als notwendig oder in unzumutbarer 
Weise belasten würde; insbesondere ist die 
Inanspruchnahme des Grundstücks zwecks 
Anschlusses eines anderen Grundstücks an 
das Elektrizitätsversorgungsnetz grundsätz-
lich verwehrt, wenn der Anschluss über das 
eigene Grundstück des anderen Anschluss-
nehmers möglich und dem Netzbetreiber 
zumutbar ist.

(3) Muss zum Netzanschluss des Grund-
stücks eine besondere Transformatorenan-
lage oder ein anderes Betriebsmittel des 
Netzbetreibers aufgestellt werden, so kann 
dieser verlangen, dass der Anschlussnutzer 
einen geeigneten Raum oder Platz unent-
geltlich für die Dauer des Netzanschluss-
nutzungsverhältnisses zur Verfügung stellt. 
Der Netzbetreiber darf den Transformator 
bzw. das Betriebsmittel auch für andere 
Zwecke benutzen, soweit dies für den 
Anschlussnutzer zumutbar ist. 

(4) Der Anschlussnutzer, der zugleich 
Grundstückseigentümer ist, wird auf 
Wunsch des Netzbetreibers einen Dienst-
barkeitsvertrag abschließen, auf dessen 
Basis er dem Netzbetreiber die Eintragung 
einer beschränkt persönlichen Dienstbar-
keit zu dem Zweck nach Absatz 2 und 3 im 
Grundbuch bewilligt. Sofern der Anschluss-
nutzer nicht Grundstückseigentümer ist, 
wird er auf Wunsch des Netzbetreibers die 
Zustimmung des Grundstückseigentümers 
zum Abschluss des Dienstbarkeitsvertrages 
und der Bewilligung zur Eintragung der 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im 
Grundbuch beibringen. Mit Eintragung die-
ser Dienstbarkeit im Grundbuch zahlt der 
Netzbetreiber dem Grundstückseigentümer 
eine einmalige Entschädigung nach den 
allgemeinen Endschädigungssätzen. Die 
Kosten für die Eintragung im Grundbuch 
trägt der Netzbetreiber.

(5) Der Anschlussnutzer ist rechtzeitig 
über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme des Grundstücks zu 
benachrichtigen.

(6) Der Anschlussnutzer kann die Verlegung 
der Einrichtungen gemäß Absatz 2 und 3 
an eine andere geeignete Stelle verlangen, 
wenn ihm ihr Verbleiben an der bisherigen 
Stelle nicht mehr zugemutet werden kann. 
Die Kosten der Verlegung hat der Netzbe-
treiber zu tragen; dies gilt nicht, soweit die 

Anlage ausschließlich dem Netzanschluss 
des Grundstücks dient.

(7) Wird der Anschlussnutzungsvertrag 
beendet, so hat der Anschlussnutzer, der 
Eigentümer oder ein in sonstiger Weise 
dinglich Berechtigter ist, die auf seinen 
Grundstücken befindlichen Einrichtungen 
gemäß Absatz 2 und 3 noch volle drei 
Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, 
dass ihm dies nicht zugemutet werden 
kann.

(8) Die vorstehenden Absätze gelten 
nicht für öffentliche Verkehrswege und 
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die 
durch Planfeststellung für den Bau von öf-
fentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflä-
chen bestimmt sind.

§ 7 Unterbrechung der Anschlussnutzung

(1) Der Netzbetreiber ist berechtigt, den 
Netzanschluss ohne vorherige Androhung 
zu unterbrechen, wenn der Anschlussnut-
zer diesen Bedingungen zuwiderhandelt 
und die Unterbrechung erforderlich ist, um 

1. �eine unmittelbare Gefahr für die Si-
cherheit von Personen oder Sachen von 
erheblichem Wert abzuwenden, 

2. �die Anschlussnutzung unter Umgehung, 
Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 

3. �zu gewährleisten, dass Störungen ande-
rer Anschlussnehmer oder -nutzer oder 
störende Rückwirkungen auf Einrich-
tungen des Netzbetreibers oder Dritter 
ausgeschlossen sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, 
insbesondere bei Nichterfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, 
ist der Netzbetreiber berechtigt, den Net-
zanschluss vier Wochen nach Androhung 
zu unterbrechen. Dies gilt nicht, wenn 
die Folgen der Unterbrechung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung 
stehen oder der Anschlussnutzer darlegt, 
dass hinreichende Aussicht besteht, dass 
er seinen Verpflichtungen nachkommt. 
Das Leistungsverweigerungsrecht gemäß 
§ 321 BGB bleibt im Übrigen unberührt.

(3) Der Netzbetreiber kann einen Netzan-
schluss unterbrechen und eine elektrische 
Anlage vom Netz trennen, 

1. �sobald das Anschlussnutzungsverhältnis 
nicht nur vorübergehend beendet ist 
oder

2. �wenn dies zur Vornahme betriebsnot-
wendiger Arbeiten,  

3. �zur Vermeidung eines drohenden Netz-
zusammenbruchs oder sonstiger Gefähr-
dungen und Störungen der Sicherheit 
oder Zuverlässigkeit der Elektrizitätsver-
sorgung gemäß §§ 13, 14 EnWG oder

4. �zur Abwendung einer unmittelbaren Ge-
fahr für Personen, Anlagen oder Sachen 
von erheblichem Wert  erforderlich ist.

(4) Der Netzbetreiber hat den Anschluss-
nutzer bei einer beabsichtigten Unter-
brechung des Anschlusses rechtzeitig 
in geeigneter Weise zu unterrichten. 
Bei kurzen Unterbrechungen ist er zur 
Unterrichtung nur gegenüber Anschluss-
nutzern verpflichtet, die zur Vermeidung 
von Schäden darauf angewiesen sind und 
dies dem Netzbetreiber unter Angabe von 
Gründen schriftlich mitgeteilt haben. Die 
Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn 
die Unterrichtung nach den Umständen 
nicht rechtzeitig möglich ist und der Netz-
betreiber dies nicht zu vertreten hat oder 
die Beseitigung von bereits eingetretenen 
Unterbrechungen verzögern würde.

(5) Der Netzbetreiber hat jede Unterbre-
chung des Netzanschlusses unverzüglich 
aufzuheben, sobald die Gründe für die 
Unterbrechung weggefallen sind.

(6) Der Anschlussnutzer hat dem Netzbe-
treiber in den Fällen der Absätze 1 und 2 die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederher-
stellung des Anschlusses zu ersetzen. Der 
Netzbetreiber kann hiervon die Aufhebung 
der Unterbrechung abhängig machen. Die 
Kosten können für strukturell vergleich-
bare Fälle pauschal berechnet werden; 
die pauschale Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf 
Verlangen des Kunden ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen. Der Nachweis 
geringerer Kosten ist dem Kunden zu 
gestatten.

§ 8 Kündigung

(1) Das Anschlussnutzungsverhältnis kann 
mit einer Frist von einem Monat auf das 
Ende eines Kalendermonats gekündigt 
werden. Eine Kündigung durch den Netzbe-
treiber ist nur möglich, soweit eine Pflicht 
zum Netzanschluss nach § 17 EnWG nicht 
besteht.

(2) Der Netzbetreiber ist in den Fällen des 
§ 7 Abs. 1 berechtigt, das Netzanschluss-
verhältnis fristlos zu kündigen, wenn die 
Voraussetzungen zur Unterbrechung des 
Netzanschlusses wiederholt vorliegen. Bei 
wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 
7 Abs. 2 ist der Netzbetreiber zur fristlo-
sen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei 
Wochen vorher angedroht wurde; § 7 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Die Kündigung bedarf der Textform (§ 
126 b BGB).

§ 9 Haftung

(1) Sollte der Netzbetreiber durch höhere 
Gewalt (z. B. Krieg, Arbeitskampfmaßnah-
men bei dem eigenen Unternehmen oder 
Zulieferbetrieben, Beschädigungen von 
Übertragungs- oder Verteileranlagen, Maß-
nahmen nach §§ 13, 14 EnWG, hoheitliche 
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Anordnungen) oder sonstige Umstände, 
deren Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht 
zugemutet werden kann, an der Erfül-
lung seiner vertraglichen Verpflichtungen 
gehindert sein, so ruhen die vertraglichen 
Verpflichtungen des Netzbetreibers, bis 
diese Hindernisse und deren Folgen besei-
tigt sind.

(2) Sofern der Netzbetreiber für Schäden, 
die ein Anschlussnutzer durch Unterbre-
chung oder durch Unregelmäßigkeiten 
in der Anschlussnutzung erleidet, aus 
dem Anschlussnutzungsverhältnis oder 
unerlaubter Handlung haftet und dabei 
Verschulden des Unternehmens oder 
eines Erfüllungs- oder Verrichtungsge-
hilfen vorausgesetzt wird, bestimmt sich 
die Haftung nach § 18 NAV, der diesen 
AGB als Anlage beigefügt ist. Sind Dritte 
an die elektrische Anlage angeschlossen 
oder nutzen Dritte den Anschluss, sind 
Anschlussnehmer und Anschlussnutzer 
verpflichtet, mit diesen eine Haftungsre-
gelung entsprechend § 18 NAV zu Gunsten 
des Netzbetreibers zu vereinbaren. Für den 
Fall, dass eine solche Vereinbarung nicht 
getroffen wird, stellen sie den Netzbetrei-
ber im Falle eines Schadenseintritts so, 
als wäre eine entsprechende Regelung 
getroffen worden.

(3) Anschlussnutzer sind verpflichtet, 
bei höherwertigen Verbrauchsgeräten 
eigene zumutbare Vorsorge gegen deren 
Beschädigung bei Unterbrechung bzw. 
Unregelmäßigkeit der Anschlussnut-
zung zu treffen. Weiterhin haben sie 
dem Netzbetreiber unter Angabe von 
Gründen in Textform auf die Möglichkeit 
erheblicher Sach- und Vermögensschäden 
hinzuweisen und bereits getroffene eigene 
Vorsorgemaßnahmen anzugeben. Der 
Netzbetreiber kann den Anschlussnutzer 
auf weitere zumutbare Maßnahmen zur 
Schadensminderung hinweisen. Ist der 
Anschlussnutzer aus wirtschaftlichen 
Gründen auf eine unterbrechungsfreie 
Versorgung angewiesen, gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(4) Durch Vornahme oder Unterlassung 
der Überprüfung der Kundenanlage sowie 
durch deren Anschluss an das Vertei-
lernetz übernimmt der Netzbetreiber 
keine Haftung für die Mängelfreiheit der 
Kundenanlage. Dies gilt nicht, wenn er bei 
einer Überprüfung Mängel festgestellt 
hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben 
darstellen.

(5) Die Vertragsparteien haften im Übrigen 
unbeschränkt für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit. Für einfache Fahrlässigkeit 
haften die Vertragsparteien – außer im Fal-
le der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit – nur, sofern wesent-
liche Vertragspflichten (Kardinalpflichten) 
verletzt werden. Die Haftung ist begrenzt 
auf den vertragstypischen und vorherseh-
baren Schäden. Die Haftung für mittelbare 

und unvorhersehbare Schäden, Produk-
tions- und Nutzungsausfall, entgangenen 
Gewinn, ausgebliebene Einsparungen und 
Vermögensschäden wegen Ansprüchen 
Dritter ist im Falle einfacher Fahrlässig-
keit – außer im Falle der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
– ausgeschlossen. Eine weitergehende 
Haftung als in diesem Vertrag ist – ohne 
Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend 
gemachten Anspruchs – ausgeschlossen. 
Vorstehende Haftungsbeschränkungen 
bzw. -ausschlüsse gelten jedoch nicht für 
eine gesetzlich zwingend vorgeschriebene 
verschuldensunabhängige Haftung (z. B. 
gemäß Produkthaftungsgesetz) oder die 
Haftung aus einer verschuldensunabhän-
gigen Garantie. Handelt es sich bei dem 
Anschlussnehmer
um eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, um ein öffentlich-rechtliches Son-
dervermögen oder um einen Kaufmann 
im Sinne der § 1 ff. HGB, der den Netzan-
schluss für sein Handelsgewerbe benötigt, 
so ist die Haftung des Netzbetreibers nach 
dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschä-
den des Anschlussnehmers ausgeschlos-
sen.

(6) Soweit die Haftung nach den vor-
stehenden Absätzen ausgeschlossen 
oder beschränkt ist, gilt dies auch für die 
persönliche Haftung der Arbeitnehmer, 
Vertreter, Organe und Erfüllungsgehilfen 
der Vertragsparteien.

§ 10 Geduldete Energieentnahme

(1) Sofern der Anschlussnutzer über 
das Netz des Netzbetreibers Elektrizität 
entnimmt, ohne dass dieser Bezug einem 
Bilanzkreis zugeordnet werden kann, ist 
der Netzbetreiber berechtigt, die Unter-
brechung der Anschlussnutzung vorzu-
nehmen und, soweit dazu erforderlich, 
die elektrische Anlage vom Netz trennen. 
Nimmt der Netzbetreiber zunächst keine 
Unterbrechung vor, obwohl er hierzu nach 
Satz 1 berechtigt wäre, und duldet er die 
weitere Entnahme von Elektrizität, ist der 
Anschlussnutzer gleichwohl verpflichtet, 
sich umgehend um einen Lieferanten bzw. 
eine Bilanzkreiszuordnung zu bemühen. 
Der Netzbetreiber duldet die Entnahme 
von Elektrizität durch den Anschlussnutzer 
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht. Der 
Netzbetreiber weist den Anschlussnutzer 
auf die geduldete Energieentnahme unver-
züglich hin, nachdem er hiervon Kenntnis 
erlangt hat. Die geduldete Energieent-
nahme kann jederzeit ohne Angabe von 
Gründen unterbunden werden. 

(2) Das Entgelt für die geduldete Energie-
entnahme bestimmt sich nach billigem 
Ermessen unter angemessener Berücksich-
tigung der Marktsituation für die Energie-
beschaffung und – sofern der Netzzugang 
dem Anschlussnutzer nicht ohnehin ge-
sondert in Rechnung gestellt wird – der ak-
tuellen Entgelte des Netzbetreibers sowie 

der gegebenenfalls anfallenden Abgaben, 
Steuern und Umlagen. Etwaige Zahlungen 
des Anschlussnutzers an einen Lieferanten 
haben gegenüber dem Netzbetreiber für 
die geschuldete Energieentnahme keine 
schuldbefreiende Wirkung.

§ 11 Schlussbestimmungen

(1) Änderungen, die für die Fortfüh-
rung des Vertrages von Bedeutung sind 
(Ansprechpartner etc.), teilen sich die 
Vertragsparteien unverzüglich mit.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführbar 
sein oder nach Vertragsschluss unwirksam 
oder undurchführbar werden, bleibt davon 
die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen 
unberührt. An die Stelle der unwirksamen 
oder undurchführbaren Bestimmung soll 
diejenige wirksame und durchführbare 
Regelung treten, deren Wirkungen der 
wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten 
kommen, die die Vertragsparteien mit 
der unwirksamen bzw. undurchführbaren 
Bestimmung verfolgt haben. Die vorste-
henden Bestimmungen gelten entspre-
chend für den Fall, dass sich der Vertrag als 
lückenhaft erweist.

(3) Die Parteien stimmen der Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung ihrer personen-
bezogenen Daten zu, soweit und solange 
dies zur Begründung, Durchführung oder 
Beendigung dieses Vertragsverhältnisses 
notwendig ist. Für darüber hinausgehende 
Zwecke der Datenerhebung, -verarbeitung 
und -nutzung ist die gesonderte Einwilli-
gung der betroffenen Partei erforderlich, 
sofern nicht eine wirksame Rechtsvor-
schrift (z.B. EU-DSGVO, BDSG, BayDSG o.a.) 
dies erlaubt oder anordnet.

(4) Die Vertragspartner sichern sich loyale 
Erfüllung und vertrauliche Behandlung 
des Vertrages zu. Die Parteien haben – 
auch nach Vertragsende – über den Inhalt 
dieser Vereinbarung sowie über sämtliche 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des 
Vertragspartners, die ihnen aufgrund der 
Zusammenarbeit bekannt werden, Still-
schweigen zu bewahren.

(5) Die Übertragung der Rechte und Pflich-
ten aus diesem Vertrag bedarf der vorheri-
gen schriftlichen Zustimmung der anderen 
Vertragspartei. Die Zustimmung darf nur 
aus wichtigem Grund verweigert werden. 
Für eine Übertragung auf ein verbundenes 
Unternehmen i. S. d. § 15 AktG gilt die 
vorherige Zustimmung als erteilt. Tritt an 
Stelle des bisherigen Netzbetreibers ein 
anderes Unternehmen in die sich aus dem 
Netzanschlussverhältnis ergebenden Rech-
te und Pflichten ein, so bedarf es hierfür 
nicht der Zustimmung des Anschlussneh-
mers. Der Wechsel des Netzbetreibers ist 
öffentlich bekannt zu machen und auf 
der Internetseite des Netzbetreibers zu 
veröffentlichen.
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(6) Die Parteien werden sich bemühen, alle 
im Zusammenhang mit diesem Vertrag 
stehenden Meinungsverschiedenheiten im 
Verhandlungswege beizulegen. Gerichts-
stand ist Landshut.

(7) Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfer-
tigung dieses Vertrages. Änderungen und 
Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen 
einer schriftlichen Bestätigung durch beide 
Vertragspartner. Dies gilt auch für Verein-
barungen, durch die das Schriftformerfor-
dernis im Einzelfall oder generell für die 
Zukunft aufgehoben werden soll. Mündli-
che Nebenabreden existieren nicht.

(8) Alle bisherigen Vereinbarungen 
zwischen den Vertragsparteien zu dem 
Vertragsgegenstand werden mit Wirkung 
ab der Vertragsunterzeichnung durch diese 
Vereinbarung ersetzt. 

§ 12 Inkrafttreten und Änderungen

(1) Diese AGB gelten für Anschlussnut-
zungsverträge, die ab dem 01.08.2017 
geschlossen wurden.

(2) Die Regelungen dieser Bedingungen 
beruhen auf den derzeitigen technischen, 
rechtlichen und energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, insbesondere 
dem Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), 
dem Messstellenbetriebsgesetz (MsbG), 
höchstrichterlicher Rechtsprechung und 
einschlägiger vollziehbarer Entscheidun-
gen der Regulierungsbehörden sowie – als 
Leitbild – der Niederspannungsanschluss-
verordnung
(NAV) zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses. 
Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann 
nach Vertragsschluss durch unvorhersehba-
re Änderungen (z. B. Gesetzesänderungen, 
sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits 
– etwa in der Phase zwischen dem Ab-
schluss des förmlichen Gesetzgebungsver-
fahrens und dem Inkrafttreten – absehbar 
war), die der Netzbetreiber nicht veranlasst 
und auf die er auch keinen Einfluss hat, 
in nicht unbedeutendem Maße gestört 
werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss 
eine im Vertrag und/oder diesen Bedingun-
gen entstandene Lücke nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die 
Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam 
erklärt), die nur durch eine Anpassung oder 
Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen 
Fällen ist der Netzbetreiber berechtigt und 
verpflichtet, diese Bedingungen insoweit 
anzupassen und/oder zu ergänzen, als es 
die Wiederherstellung des Äquivalenzver-
hältnisses von Leistung und Gegenleistung 
und/oder der Ausgleich entstandener 
Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und 
Durchführung des Vertragsverhältnisses 
erforderlich macht (z. B. mangels gesetzli-
cher Überleitungsbestimmungen).

(3) Anpassungen nach Absatz 2 werden 
nur wirksam, wenn der Netzbetreiber dem 

Anschlussnutzer die Anpassung spätes-
tens sechs Wochen vor dem geplanten 
Wirksamwerden unter ausdrücklichem 
Hinweis auf die Anpassungen mitteilt. Ist 
der Anschlussnutzer mit der mitgeteilten 
Anpassung nicht einverstanden, hat er das 
Recht dem Anpassungsverlangen mit einer 
Frist von vier Wochen ab dem Zugang der 
Benachrichtigung schriftlich zu widerspre-
chen. Hierauf wird der Anschlussnutzer 
vom Netzbetreiber in der Mitteilung 
gesondert hingewiesen. Widerspricht 
der Anschlussnutzer der angekündigten 
Anpassung, werden sich die Parteien unver-
züglich über eine einvernehmliche Lösung 
verständigen.

Ihre 
Stadtwerke Landshut

§ 13: Anlage: § 18 NAV (zu § 9 Abs. 2)

„§ 18 (NAV) Haftung bei Störungen der 
Anschlussnutzung

(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, 
die ein Anschlussnutzer durch Unterbre-
chung oder durch Unregelmäßigkeiten 
in der Anschlussnutzung erleidet, aus 
Vertrag, Anschlussnutzungsverhältnis oder 
unerlaubter Handlung haftet und dabei 
Verschulden des Unternehmens oder eines 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen 
vorausgesetzt wird, wird 

1. �hinsichtlich eines Vermögensschadens 
widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt,

2. �hinsichtlich der Beschädigung einer Sa-
che widerleglich vermutet, dass Vorsatz 
oder Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 
ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit 
ausgeschlossen.

(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig verursachten Sachschäden ist die Haf-
tung des Netzbetreibers gegenüber seinen 
Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro 
begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich 
verursachte Sachschäden ist je Schadenser-
eignis insgesamt begrenzt auf 

1. �…
2. �10 Millionen Euro bei 25.001 bis 100.000 

an das eigene Netz angeschlossenen 
Anschlussnutzern;

3. �…

In diese Höchstgrenzen werden auch Schä-
den von Anschlussnutzern in vorgelagerten 
Spannungsebenen einbezogen, wenn die 
Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall 
entsprechend Satz 1 begrenzt ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf 
Ansprüche von Anschlussnutzern anzu-
wenden, die diese gegen einen dritten 
Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 

Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaub-
ter Handlung geltend machen. Die Haftung 
dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 
27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist je 
Schadensereignis insgesamt begrenzt auf 
das Dreifache des Höchstbetrages, für den 
sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Anschluss-
nutzern gegenüber haften. Hat der dritte 
Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des 
Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen 
an das Netz angeschlossenen Anschluss-
nutzer im Sinne dieser Verordnung, so ist 
die Haftung insgesamt auf 200 Millionen 
Euro begrenzt. In den Höchstbetrag nach 
den Sätzen 2 und 3 können auch Scha-
densersatzansprüche von nicht unter diese 
Verordnung fallenden Kunden einbezogen 
werden, die diese gegen das dritte Unter-
nehmen aus unerlaubter Handlung geltend 
machen, wenn deren Ansprüche im Einzel-
fall entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt 
sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, sei-
nen Anschlussnutzern auf Verlangen über 
die mit der Schadensverursachung durch 
einen dritten Netzbetreiber im Sinne des 
§ 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes 
zusammenhängenden Tatsachen insoweit 
Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind 
oder von ihm in zumutbarer Weise aufge-
klärt werden können und ihre Kenntnis zur 
Geltendmachung des Schadensersatzes 
erforderlich ist.

(4) Bei grob fahrlässig verursachten 
Vermögensschäden ist die Haftung 
des Netzbetreibers, an dessen Netz der 
Anschlussnutzer angeschlossen ist, oder 
eines dritten Netzbetreibers, gegen den der 
Anschlussnutzer Ansprüche geltend macht, 
gegenüber seinen Anschlussnutzern auf 
jeweils 5.000 Euro sowie je Schadensereig-
nis insgesamt auf 20 vom Hundert der in 
Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 
genannten Höchstbeträge begrenzt. Absatz 
2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 5 
gelten entsprechend.

(5) Übersteigt die Summe der Einzelschä-
den die jeweilige Höchstgrenze, so wird der 
Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, 
in dem die Summe aller Schadensersatzan-
sprüche zur Höchstgrenze steht. Sind nach 
Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, 
jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, 
Schäden von nicht unter diese Verordnung 
fallenden Kunden in die Höchstgrenze 
einbezogen worden, so sind sie auch bei 
der Kürzung nach Satz 1 entsprechend ein-
zubeziehen. Bei Ansprüchen nach Absatz 3 
darf die Schadensersatzquote nicht höher 
sein als die Quote der Kunden des dritten 
Netzbetreibers.

(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden 
unter 30 Euro, die weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verursacht worden sind.

(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat 
den Schaden unverzüglich dem Netzbetrei-
ber oder, wenn dieses feststeht, dem er-
satzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.“

Stadtwerke Landshut
Armin Bardelle, Werkleiter


